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Berner Gebäudeversicherung 

 
 
Leitsatz 
 
Anforderungen an die Legitimation zur Anfechtung der Betriebsbewilligung eines Versicherers durch 
ein Konkurrenzunternehmen. 
 
 
Sachverhalt 
 
Zum Betrieb monopolnaher Privatversicherungen gründete die staatliche Berner Gebäudeversiche-
rungsanstalt – gestützt auf das zu diesem Zweck revidierte kantonale Gebäudeversicherungsgesetz – 
eine Aktiengesellschaft, welcher die FINMA die Bewilligung zum Betrieb des (privaten) Versiche-
rungsgeschäfts erteilte. Der Schweizerische Versicherungsverband und zwei im Kanton Bern tätige 
Privatversicherer fochten die Bewilligung beim Bundesverwaltungsgericht an. Sie machten geltend, 
die neue Gesellschaft verfüge über eine regulatorische Sonderstellung, die es ihr erlaube, von der 
Monopolstellung der Muttergesellschaft zu profitieren, was eine faktische Quersubventionierung dar-
stelle. Das Bundesverwaltungsgericht ist auf die Beschwerde nicht eingetreten (B-4405/2011 vom 
12.12.2011). Es verneinte die Legitimation der Beschwerdeführer. Diese gelangen mit einer Be-
schwerde in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten ans Bundesgericht. 
 
 
Erwägungen 
 
Nach Art. 48 Abs. 1 VwVG ist zur Beschwerde berechtigt, wer vor der Vorinstanz am Verfahren teilge-
nommen hat oder keine Möglichkeit zur Teilnahme erhalten hat, durch die angefochtene Verfügung 
besonders berührt ist und ein schutzwürdiges Interesse an deren Aufhebung oder Änderung hat.  
Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichts sind Konkurrenten nicht schon aufgrund der Be-
fürchtung, einer verstärkten Konkurrenz ausgesetzt zu sein, zur Beschwerde legitimiert; diese Art des 
Berührtseins liegt vielmehr im Prinzip des freien Wettbewerbs. Erforderlich ist eine spezifische Bezie-
hungsnähe, die sich aus einer einschlägigen wirtschaftspolitischen oder sonstigen speziellen gesetzli-
chen Regelung ergibt, z.B. durch Kontingentierungen, Bedürfnisklauseln oder Monopoleinräumungen. 
Ferner ist ein Konkurrent zur Beschwerde legitimiert, soweit er geltend macht, andere Konkurrenten 
würden privilegiert behandelt. Hingegen kann das blosse allgemeine Interesse der Konkurrenten, dass 
die für alle geltenden allgemeinen Vorschriften gegenüber den anderen Wirtschaftsteilnehmern korrekt 
angewendet werden, keine Beschwerdelegitimation begründen, und zwar auch nicht zu Gunsten der 
Konkurrenten, welche befürchten, infolge einer angeblich rechtswidrigen Zulassung neuer Produkte 
einen Umsatzrückgang zu erleiden. Konkurrenten sind sodann nicht legitimiert, wenn sie nicht eine 
Dritten zugestandene Begünstigung rügen, sondern im Gegenteil verhindern wollen, dass - ohne dass 
eine entsprechende Schutznorm zu ihren Gunsten vorläge - Dritten das zugestanden wird, was ihnen 
auch zusteht. 
 
Diese Voraussetzungen sind vorliegend nicht erfüllt, weshalb die Beschwerde abgewiesen wurde. 
 
 
Anmerkungen 
 
Mit dem am gleichen Tag gefällten Urteil im Fall der Glarnersach hat das Bundesgericht festgestellt, 
dass die ausserhalb des Monopolbereiches tätigen Gebäudeversicherer gar nicht der Aufsicht unter-
stehen. Sie benötigen somit keine Bewilligung, womit die Frage, wer die Erteilung derselben anfech-
ten kann, obsolet wird. 


